
1 
 

Stadt Aurich          06. 09. 2012 

Az.: 51.26. 304 

Begründung 

Bebauungsplan Nr. 304 „An der Johanniskirche“ 

im Ortsteil Sandhorst 

nach § 13a Baugesetzbuch „Bebauungspläne der Innenentwicklung“ 

Der Bebauungsplan enthält örtliche Bauvorschriften zur Gestaltung 

 
 
 
 
Übersichtsplan Maßstab 1 : 5.000 
Stadt Aurich, Fachdienst Planung, September 2012 

 
 

Entwurfsverfasser:  Friedrich Mumm  
Verfahrensabwicklung:  Marcus Evers  
CAD – Bearbeitung, Zeichnungen:  Elke Dunkel  
Textverarbeitung:  Anike Schabauer  
 
 
 
 

 



2 
 

1.  Plangebietsabgrenzung, Lage und Größe des Plangebietes  

Das Plangebiet liegt im Ortsteil Sandhorst der Stadt Aurich. Die Entfernung zum 
Stadtzentrum Aurichs beträgt ca. 1,8 Kilometer Luftlinienentfernung.  

Die Planung erstreckt sich auf die Flurstücke 158/4, 194 und 158/5 (teilweise) alle 
Flur 8, Gemarkung Sandhorst.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst ca. 0,24 ha. Die 
Flächen innerhalb des Geltungsbereichs sind teilweise bebaut.  

2.  Bisherige Plangebietsnutzung, Nutzung der Plangebietsumgebung  

Das Plangebiet ist mit Straßen sowie mit einem Gemeindeschwesternwohnhaus 
bebaut. Die restlichen Flächen werden als Hausgartengrundstück genutzt. 
Westlich angrenzend befindet sich ein aus 9 Häusern bestehender, etwa 55 m 
langer Reihenhausriegel in zweigeschossiger Bauweise. Zwischen dieser 
Reihenhausbebauung und dem Plangebiet verläuft die ca. 4 m briet gepflasterte 
Gemeindestraße „An der Johanniskirche“. Südlich grenzt die Gemeindestraße 
„Wiesenstraße“, nördlich des Schulzentrums Sandhorst an. Im Osten befindet sich 
das Pfarrhaus und die Kirche der Kirchengemeinde Sandhorst.  

3.  Anlass und Ziel und wesentliche Auswirkungen der 
 Bebauungsplanaufstellung  

Anlass der Bebauungsplanaufstellung ist der Wunsch des Kirchenvorstands der 
Kirchengemeinde Sandhorst einen Teil des Kirchengrundstücks zu veräußern. 
In Anbetracht der Lage des Plangebietes unmittelbar angrenzend an 
vorhandene Wohnbauflächen der so genannten Bundeswehrsiedlung, der im 
Planumfeld vorhandenen Versorgungseinrichtungen und der relativ geringen 
Entfernung zum Stadtzentrum ist die Nutzung der Plangebietsfläche als 
Wohnbaufläche vorgesehen. Die Hausgartenflächen und das 
Gemeindeschwesternwohnhaus wird für kirchliche Zwecke nicht mehr benötigt.  

Die Erschließungsstraße „An der Johanniskirche“ hat mit 4 m befestigter 
Fahrbahnbreite einen relativ schmalen Ausbaustandart. Am Ende der Straße 
fehlt eine Wendeanlage. Mit dem Bebauungsplan werden eine Verbreiterung 
der Erschließungsstraße und der Bau einer Wendeanlage planungsrechtlich 
vorbereitet.  

Durch die geplante Bebauung wird ein Anteil der Hausgartenflächen bebaut und 
versiegelt. Der vorhandene Strauch-und Baumbestand geht zum Teil verloren. 
Schützenswerter Baumbestand wird überwiegend geschont und im 
Bebauungsplan als zu erhalten festgesetzt.  

4.  Bodenordnende Maßnahmen  

Bodenordnende Maßnahmen sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht 
erforderlich. Sie werden insbesondere in Bezug auf die für die Verbreiterung der 
Erschließungsstraße erforderlichen Flächen aber nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen.  
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5.  Planungsvorgaben  
5.1  Landesraumordnungsprogramm (LROP)  

Im gültigen LROP ist die Stadt Aurich als Mittelzentrum ausgewiesen. Konkrete 
Vorgaben für die Planflächen enthält das LROP nicht.  

5.2  Regionales Raumordnungsprogramm (RROP)  

Das regionale Raumordnungsprogramm des Landkreises Aurich hat am 20. 07. 
2006 seine Gültigkeit verloren. Da das im Entwurf vorliegende RROP noch nicht 
rechtsgültig ist, ist das LROP anzuwenden.  

5.3  Vorbereitende Bauleitplanung  

Die Planflächen sind im gültigen Flächennutzungsplan als 
Gemeinbedarfsfläche / Kirchen und kirchlichen Zwecken dienende Gebäude 
und Einrichtungen dargestellt. Der Flächennutzungsplan wird diesbezüglich auf 
der Grundlage des § 13a, Abs. 2, Nr.: 2 Baugesetzbuch im Wege der 
Berichtigung angepasst.  

5.4  Vorhandene Bauleitplanung / Teilaufhebung des Durchführungsplanes Nr.: 
 2 Sandhorst  

Das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr.:304 überdeckt teilweise den 
Geltungsbereich des Durchführungsplanes Nr.:2 Sandhorst aus dem Jahr 1961. 
Aufgrund fehlender Festsetzungen des Maßes der Nutzung ist der 
Durchführungsplan planungsrechtlich als einfacher Bebauungsplan in Sinne des § 
30 Absatz 3 Baugesetzbuch zu werten. Mit Erlangung der Rechtskraft des 
Bebauungsplanes Nr. 304 wird der vom Plangebiet überdeckte Teilbereich des 
Durchführungsplanes Nr. 2 Sandhorst aufgehoben. 

 6.  Verzicht auf eine Umweltprüfung / einen Umweltbericht und Anpassung des 
  Flächennutzungsplanes  

Die dem Bebauungsplan Nr.:304 handelt es sich um eine Maßnahme der 
Innenentwicklung. Die festgesetzte Größe der zulässigen Grundfläche liegt 
unterhalb des Grenzwertes von 20.000 m² (§ 13a, Abs. 1, Nr.: 1 Baugesetzbuch). 
Der Bebauungsplan Nr.:304 wird demzufolge gemäß § 13a Baugesetzbuch im 
beschleunigten Verfahren aufgestellt. Im beschleunigten Verfahren gelten die 
Vorschriften des vereinfachten Verfahrens gemäß § 13, Abs. 2 und 3, Satz 1 des 
Baugesetzbuchs.  

Im vereinfachten Verfahren wird von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 
Baugesetzbuch, der Erstellung eines Umweltberichtes gemäß § 2a 
Baugesetzbuch und einer zusammenfassenden Erklärung gemäß § 6, Abs. 5 
Satz 3 Baugesetzbuch abgesehen.  

Der Bebauungsplan weicht von den Darstellungen des rechtsgültigen 
Flächennutzungsplanes ab. Eine Beeinträchtigung der geordneten 
städtebaulichen Entwicklung ist aufgrund der Lage des geplanten Baugebietes 
innerhalb der bebauten Lage des Ortsteils Sandhorst und der geplanten Nutzung 
als Wohnbauflächen nicht gegeben. Der Flächennutzungsplan wird demzufolge 
gemäß § 13a, Abs. 2 Nr.:2 Baugesetzbuch im Wege der Berichtigung angepasst.  
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Ausschnitt rechtsgültiger Flächennutzungsplan mit Markierung des Anpassungsbereichs, 
Maßstab 1 : 1000  
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Ausschnitt Flächennutzungsplan nach Anpassung (§ 13a, Abs. 2, 
Nr.:2 Baugesetzbuch) Maßstab 1 : 1000  

 
 
 
7. Regelungen zur baulichen Nutzung  

7.1 Art der baulichen Nutzung  

Die Art der Nutzung wird aufgrund der im engeren Umfeld des Plangebietes 
vorzufindenden Nutzungen Wohnen, Schule und Kirche als allgemeines 
Wohngebiet festgesetzt. Aufgrund der geringen Größe des Plangebietes, der 
geringen Erschließungsstraßenbreite sowie der Lage des Plangebietes zwischen 
den Wohnnutzungen im Westen sowie den schulischen und kirchlichen 
Nutzungen im Osten und Norden werden die möglichen Ausnahmen des 
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Absatzes 3 des § 4 der Baunutzungsverordnung nicht zugelassen. Mangelndes 
Flächenpotential sowie das, den Ausnahmenutzungen innewohnende 
Störpotential im Hinblick auf die vorherrschende Wohnnutzung im westlichen 
Umfeld des Plangebietes, begründen den Ausschluss der Ausnahmen.  

 
 
 
7.2  Maß der baulichen Nutzung  
 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Festsetzung der 
Grundflächenzahl, der maximal zulässigen Anzahl der Geschosse und der 
maximalen Höhe baulicher Anlagen vorgegeben.  

 
Die festgesetzte maximal zulässige Firsthöhe und die maximal zulässige 
Traufhöhe der Gebäude orientieren sich an der im Umfeld des Plangebietes 
vorhandenen Reihenhausbebauung und einen ausreichenden architektonischen 
Entwicklungsspielraum für die Nutzung des festgesetzten Rahmens des Maßes 
der Nutzung.  

 
 
7.2  Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen  

Im Plangebiet gilt die offene Bauweise. Damit sind Baukörper bis zu einer Länge 
von 50 m zulässig. Die Wahl der offenen Bauweise orientiert sich an die offene 
Bebauung des östlich angrenzenden Kirchengebäudes mit Gebäudelängen knapp 
unterhalb der maximal zulässigen Gebäudelänge.  

In der Umgebung des geplanten Baugebietes sind überwiegend Reihenhäuser 
sowie ein großvolumiges Kirchengebäude vorhanden. Um einer weiteren 
Massierung der Baumassen entgegenzuwirken werden im Plangebiet 
überwiegend Einzel-und Doppelhäuser festgesetzt. Die Festsetzung einer 
Reihenhausbebauung im Gesamtplangebiet wurde aus Gründen einer damit 
möglichen übermäßigen Verdichtung der Anzahl der Wohnungen und 
insbesondere in Anbetracht des vorhandenen Ausbaustandards der 
Gemeindestraße „An der Johanniskirche“ verworfen. Auch im Hinblick auf die 
Ortsbildgestaltung in der beschriebenen beengten Lage der geplanten Bauflächen 
zwischen einer vorhandenen Reihenhauszeile und dem Kirchengebäude wurde 
die Zulassung einer Reihenhausbebauung zurückgestellt. Das Eckgrundstück im 
Bereich „An der Johanniskirche“ und „Wiesenstraße“ wurde gesondert betrachtet. 
Aufgrund der Ecklage, der tiefen, unbebaubaren Straßenfront zur Wiesenstraße 
und eine Beschränkung der weiteren Erschließung des Grundstücks von der 
Wiesenstraße aus soll auf diesem Grundstück eine erhöhte Anzahl der zulässigen 
Wohneinheiten zugelassen werden. Die erhöhten Baumassen werden in diesem 
offenen Eckbereich nicht negativ in Erscheinung treten und eine zusätzliche 
Verkehrsbelastung des Schulweges über die relativ schmale Straße „An der 
Johanniskirche“ wird durch die festgesetzte Erschließung der zusätzlichen 
Wohneinheiten über die Wiesenstraße vermieden.  

Die Zahl der zulässigen Wohneinheiten wird im nördlichen Plangebiet auf 
maximal zwei Wohneinheiten je Einzelhaus und eine Wohneinheit pro 
Doppelhaushälfte begrenzt. Die Begrenzung der Zahl der Wohneinheiten wird in 
Anlehnung an die bereits bestehende umliegende Bebauung getroffen. Durch die 
Begrenzung der Wohneinheiten soll eine Auflockerung der Wohndichte erreicht 
werden. Dieses fördert eine Einfügung der geplanten Wohnnutzung in das 
Wohnumfeld und berücksichtigt die beengten Erschießungsverhältnisse im 



7 
 

öffentlichen Verkehrsraum. Für den Eckbereich „An der Johanniskirche“ und 
„Wiesenstraße“ werden aus den im vorherigen Absatz bereits beschriebenen 
Gründen maximal 4 Wohneinheiten je Einzelhaus und 2 Wohneinheiten je 
Doppelhaushälfte zugelassen.  

Die überbaubare Grundstücksfläche wird durch die Festsetzung von Baugrenzen 
bestimmt. Diese dürfen von Gebäuden und Gebäudeteilen nicht überschritten 
werden. In Anbetracht der beengten Lage der geplanten Bauflächen und um den 
Bauherren Wahlmöglichkeiten bzgl. der Anordnung ihrer geplanten Gebäude auf 
den Grundstücken zu ermöglichen wird die Baugrenze im Abstand von 3 m zur 
Grundstücks-bzw. Geltungsbereichsgrenze bzw. 5 m zur Grenze der 
Gemeindestraße „An der Johanniskirche“ festgesetzt.  

Zur Grundstücksgrenze der Gemeindestraße „Wiesenstraße“ beträgt der 
Baugrenzenabstand mehr als 5 m. Diese Baugrenze orientiert sich an den 
 Abständen der vorhandenen Bebauung nördlich der Wiesenstraße im 
 Plangebietsumfeld und berücksichtigt darüber hinaus insbesondere den  Schutz 
 des in diesem Bereich vorhandenen ortbildprägenden Großbaumbestands. 
 Die nördliche Baugrenze orientiert sich an der vorhandenen Bebauung im 
 Plangebietsumfeld.  

 
Grundsätzlich gilt, dass Stellplätze, Carports und Garagen gem. § 12 BauNVO 
sowie Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, die Gebäude sind, im Bereich von 5 m 
Abstand zwischen der Grenze der Straßengrundstücke und der 
 straßenseitigen Bebauung unzulässig sind. Die Anlage von Stellplätzen in 
 beschränktem Umfang vor Garagen und Carports im Bereich zwischen der 
 Straßenverkehrsfläche und der straßenseitigen Baugrenze ist 
 ausnahmsweise zulässig, soweit diese als Zufahrt zu den Garagen / Carports 
 ausgebaut werden und somit ohnehin als vorhandene und in der Regel 
 befestigte Fläche für eine Doppelnutzung (Zufahrt und Stellplatz) verfügbar 
 ist.  

 
Diese Beschränkungen verhindern, dass der Bereich der öffentlichen 
Verkehrsflächen durch unmittelbar angrenzende Baukörper optisch 
 eingeengt oder negativ beeinflusst wird. Sie fördern den Erhalt bzw. die 
 Schaffung begrünter Grundstücksgrenzbereiche und dienen damit der 
 Einfügung des geplanten Baugebietes in das vorhandene Siedlungsbild bzw. 
 fördern ein einheitliches Siedlungsbild im Übergangsbereich der Bebauung und 
 dem öffentlichen Verkehrsraum.  

 
Aufgrund der örtlich beengten Verhältnisse im öffentlichen Straßenraum  und in 
Verbindung mit den vorhandenen sowie der zugelassenen maximalen 
 Gebäudehöhen erhält die festgesetzte Freihaltung des Bereichs zwischen 
 öffentlicher Verkehrsfläche und straßenseitigen Baugrenze für diese 
 Baugebiet eine besondere Bedeutung.  

 
8.  Örtliche Bauvorschriften über Gestaltung  

8.1  Allgemeines  

Die örtlichen Bauvorschriften über Gestaltung haben zum Ziel, neu 
entstehende Baugebiete in das vorhandene Siedlungs-und Landschaftsbild 
einzufügen. Es soll vermieden werden, dass die gesamte Konzeption eines 
Plangebietes durch freie Formen-und Materialvielfalt zu einem das Ortsbild 
störenden Konglomerat von Solitärbauten führt.  

Die Einfügung der geplanten Bebauung in die vorhandene Siedlungsstruktur 
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kann durch die Vorgabe eines Gestaltungsrahmens für Farben, Formen und 
Material erreicht werden. Sie soll sich laut Beschluss der städt. Gremien Aurichs 
im Regelfall auf Dachformen, -farben und Dacheindeckungsmaterial 
beschränken.  

Die Vorgabe des Gestaltungsrahmens soll jedoch nicht so starr sein, 
dass ein uniformiertes Gesamtbild herbeigeführt wird.  
 

8.2  Materialverwendung / Farbgestaltung  
 

 Durch diese Festsetzung erfolgt im Wesentlichen eine Begrenzung auf 
das ortsübliche Material der Dachdeckung und dessen Farbgestaltung.  

Eine harmonische Gestaltung der Dachlandschaft wird im Zusammenhang mit 
den Festsetzungen der Dachformen angestrebt. Die nach RAL -Farbtönen 
festgesetzten Farben werden im Blick auf die vorhandene umliegende Bebauung 
getroffen. In der Umgebung des Bebauungsplanes finden sich verschiedene 
Dacheindeckungen. Diese reichen von verschiedenen Dachstein-bzw. -
ziegelformen, Dacheindeckungsmaterialien bis zu unterschiedlichen Dachfarben. 
Überwiegend wurden Dachsteine mit schwarzgrauen und rotbraunen Farbtönen 
verwendet. Vereinzelt sind rotfarbene Dachsteine vorzufinden. In Anlehnung an 
die vorhandene Farbgebung wird das Farbspektrum für die Dächer in dem 
Neubaugebiet auf rot, rotbraune, braune, schwarze sowie grau bis schwarzgraue 
Dächer beschränkt. Das Farbenspektrum ist relativ weit gefasst, d.h. eine 
Bandbreite von RAL -Farbwerten wird angegeben, innerhalb derer der Bauherr 
wählen kann. Über die Farbfestsetzung der Dächer soll im Hinblick auf das 
Siedlungsgefüge ein harmonisches Nebeneinander von Gebäuden erfolgen, ohne 
dass ein uniformiertes Gesamtbild der Siedlung entsteht. Farbauswüchse werden 
hierdurch jedoch ausgeschlossen. Gerade in den letzten Jahren wird eine große 
Palette unterschiedlich farbiger Dachziegel mit zum Beispiel auch blauen, gelben 
und grünen Farbtönen angeboten. Für das geplante Baugebiet könnte hierdurch 
ein unruhiges Gesamtbild entstehen. Um dieses zu verhindern wird die 
Farbfestlegung der Dächer auf bestimmte Farben beschränkt.  

Durch die Vorgabe der Materialien erfolgt eine Begrenzung auf das ortsübliche 
Material der Dacheindeckung. Metalldächer und Dächer aus Faserzement fügen 
sich i. d. R. nicht in das Umfeld ein. Reetdächer sind eine für den ostfriesischen 
Raum typische, wenn auch in den letzten Jahrzehnten stark zurückgehende Form 
der Dacheindeckung. Gras-und Sedumdächer lockern aufgrund der generell 
gedeckten natürlichen Farben und des sich im Laufe der Jahre wiederkehrenden, 
natürlicherweise ergebenden Farbwechsels die Dachlandschaft auf und wirken 
nicht störend. Zudem sollen Gras-und Sedumdächer aus ökologischen Gründen 
gefördert werden.  

Bei den Außenwänden wird auf eine spezielle Materialfestsetzung sowohl aus 
Energiesparaspekten als auch aus Gründen des kostengünstigeren Bauens 
verzichtet. Aus diesen Gründen soll zwischen einer Ausführung der 
Außenwände z. B. aus Verblendmauerwerk, aus Putz, aus Holz oder einer 
Mischung dieser Materialien gewählt werden können.  
Eine Verkleidung von Außenwänden mit Fliesen sowie die Verwendung von 
Wellblech fügt sich nicht in das Siedlungsbild ein. Es wirkt i. d. R. störend und wird 
daher nicht zugelassen.  
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8.3  Dachneigungen und Dachformen  

Da die Dächer einen wesentlichen Einfluss auf das Ortsbild haben, wird die Form 
der Dächer auf Sattel-und Walmdächer mit einer Dachneigung von 30°bis 50° 
beschränkt. Diese Festsetzung ist aus den Dachformen abgeleitet, die in der 
Örtlichkeit vorhanden sind und sollen die Tradition der klassischen Form des 
geneigten Daches fortführen. Auf die Zulassung von Pultdächern wird in 
Anbetracht des kleinräumigen Plangebietes und der vorhandenen Dachformen im 
Plangebiet verzichtet. Der Bau von Pultdächern würde im und insbesondere in der 
Plangebietsumgebung störend wirken und wird aus diesem Grund nicht 
zugelassen. Die festgesetzte Dachneigung gilt nicht für Dachaufbauten, da 
Dachaufbauten durch die Festsetzung eines gestalterischen Rahmens nicht 
unverhältnismäßig das Hauptdach überlagern und somit dem Ziel einer 
einheitlichen Dachstuhlausbildung nicht entgegenstehen. Die Festsetzung der 
Dachneigungen gilt ebenfalls nicht für Garagen, Carports und Nebenanlagen, 
soweit diese eine Grundfläche von 50 m² nicht überschreiten. Mit dieser 
Festsetzung wird den Bauherren ermöglicht, größenbezogen untergeordnete 
Nebengebäude verhältnismäßig kostengünstig zu errichten. Aufgrund der 
untergeordneten Größe der Garagen haben diese für das Gesamtbild der 
Baugestaltung i. d. R. keinen entscheidenden Einfluss.  

Für Gras-und Sedumdächer sind bautechnisch gesehen niedrigere 
Dachneigungen vorteilhaft und werden daher für diese speziellen Dacharten 
ausnahmsweise zugelassen. Gras-und Sedumdächer stören das Gesamtbild 
der Dachlandschaft wenig und werden darüber hinaus aus 
landschaftsbildbezogenen und ökologischen Gründen befürwortet.  

8.4  Dachaufbauten  

Um den Bauherren eine optimale Belichtung und Besonnung im Dachraum zu 
ermöglichen werden Dachaufbauten generell zugelassen. Die Beschränkung 
hinsichtlich der Größe, der Anzahl und der Anordnung von Dachaufbauten soll 
jedoch verhindern, dass das gestalterische Ziel einer ortsbildtypischen 
Dachstuhlausbildung durch zu wuchtige und das Dachbild überlagernde 
Dachaufbauten unterlaufen wird.  

Durch die Festsetzung des Mindestabstandes von Dachaufbauten zum Ortgang 
werden gestalterisch unschöne Lösungen vermieden, wie sie z. B. durch die 
Anordnung von Dachaufbauten direkt am Ortgang entstehen. Bei mehreren 
Dachaufbauten soll erreicht werden, dass diese nebeneinander optisch nicht wie 
eine zusammenhängende Dachgaube wirken und somit eine ungewünschte 
Überlagerung des Hauptdaches ermöglichen. Eine Beschränkung hinsichtlich der 
Ausbildung von Dachgauben als Dachaufbauten,  
z. B. als Schlepp-oder Satteldachgaube wird nicht vorgenommen. 
Dachaufbauten in Form von Zwerchhäusern sind im Gegensatz zu 
sonstigen Dachaufbauten nicht störend, da sie sich von der 
Dachlandschaft aus gesehen harmonischer an dem Gesamtgebäude 
orientieren.  

8.5  Einfriedung  

Der offene Charakter des Baugebietes soll nicht durch hohe Zäune und 
Mauern gestört werden. Daher werden für Einfriedungen die zu öffentlichen 
Straßenflächen ausgerichtet sind Höhenbeschränkungen vorgesehen.  
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9.  Natur und Landschaft / Umweltprüfung und Eingriffsregelung  

Das Plangebiet ist bereits mit dem Durchführungsplan Nr.: 2 Sandhorst überplant. Der 
Durchführungsplan ist planungsrechtlich als einfacher Bebauungsplan zu bewerten. 
Der Bebauungsplan Nr.:304 wird auf der Grundlage des § 13a Baugesetzbuch 
aufgestellt. Da in dem Bebauungsplan eine zulässige Grundfläche von weniger als 
20.000 Quadratmetern festgesetzt wird, gelten die Eingriffe in Natur und Landschaft, 
die auf Grund der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr.: 304 zu erwarten sind, als vor 
der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Das heißt, ein Ausgleich der 
Eingriffe in Natur und Landschaft ist nicht erforderlich. Dennoch ist das Gebot der 
Eingriffsvermeidung (§ 18 Bundesnaturschutzgesetz) zu beachten. Das heißt, dass 
die durch die Planung verursachten Eingriffe in Natur und Landschaft unter Abwägung 
aller berührten Interessen so gering wie möglich zu halten sind. Im Falle der 
vorliegenden Planung bezieht sich das insbesondere auf die Schonung des 
Baumbestandes (2 Roteichen mit Schutzstatus nach der städtischen 
Baumschutzsatzung und 240 cm bzw. 220 cm Stammumfang). Dieser wird, so weit 
wie vertretbar, durch entsprechende Festsetzungen in der Planunterlage geschützt. 
Aus diesem Grund sind die im Bebauungsplan textlich festgesetzten Wurzelbereiche 
der Bäume von jeglicher Bodenbefestigung, Bodenauftrag und Bodenabtrag 
freizuhalten. Das gilt auch für die Ablagerung jeglicher Materialien und jeglicher Art 
von Bodenversiegelung. Der zu erhalten festgesetzte Baumbestand hat 
ortsbildprägenden Charakter und trägt wesentlich zur Auflockerung und Eingrünung 
der in der Plangebietsumgebung vorhandenen Bebauung bei. Der Erhalt der Bäume 
ist somit als Planungsgrundsatz zur Ortbildbegrünung zu verstehen und ist nicht einer 
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes im Sinne des § 31 
Baugesetzbuch zugänglich. Abgängige Bäume sind demzufolge durch gleichartige 
Bäume mit angemessener Pflanzgröße zu ersetzen.  

10.  Spielplatzanlagen  

Das Niedersächsische Gesetz über Spielplätze ist 2008 außer Kraft getreten. 
Die gesetzliche Verpflichtung zur Errichtung von Spielplätzen ist damit 
entfallen.  

Auf die Anlage eines Spielplatzes im Plangebiet wird unter Berücksichtigung der 
geringen Plangebietsgröße verzichtet. Durch den Verzicht auf einen Spielplatz im 
neuen Baugebiet können neben einer Reduzierung des Erschließungsaufwandes 
auch langfristig Unterhaltungskosten für die Spielplatzpflege eingespart werden. 
Die Versorgung der Kinder mit Spielmöglichkeiten ist dennoch gegeben.  

Abgesehen von ausreichend Spielflächen auf den künftigen Wohngrundstücken 
ist in ca. 150 m Entfernung der Spielplatz der Hauptschule Sandhorst zu 
erreichen. Darüber hinaus befinden sich in ca. 250 m und 350 m fußläufiger 
Entfernung zwei weitere Spielplätze im westlich bzw. südlich angrenzenden 
Siedlungsbereich. Diese Spielplätze bieten ein ausreichendes Angebot in 
zumutbarer Entfernung um dem Spielbedürfnis der Kinder außerhalb der 
Hausgrundstücke zu entsprechen.  

Auf einen Spielplatz für Kleinkinder wird ebenfalls verzichtet, da dem Spiel-
und Bewegungsbedürfnis von Kleinkindern auf den entstehenden 
Hausgrundstücken gleichwertig entsprochen werden kann.  
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11.  Straßenerschließung im Plangebiet  

Die Straßenerschließung des Plangebietes wird durch die vorhandene 
Gemeindestraße „An der Johanniskirche“ sichergestellt. Die Stichstraße mit 4 m 
befestigter Fahrbahn und fehlender Wendeanlage entspricht nicht mehr den 
heutigen Anforderungen der Verkehrserschließung. Aus diesem Grund werden 
die Verbreiterung der Straße um 2 m sowie der Bau einer Wendeanlage am Ende 
der Stichstraße mit bzw. im Zuge dieser Bebauungsplanung planungsrechtlich 
vorbereitet. Die diesbezüglichen Grunderwerbsmaßnahmen erfolgen parallel zu 
der Bebauungsplanung. Aufgrund des guten Bauzustandes und einer geringen 
Unfallhäufigkeit im Bereich der Straße „An der Johanniskirche“ ist zur Zeit noch 
kein Straßenausbau erforderlich und dem zufolge auch kein Termin für einen 
Straßenausbau bekannt.  
 

12.  Ver- und Entsorgung  
 
12.1  Wasserversorgung  

Die Wasserversorgung wird durch den Anschluss an das Versorgungsnetz 
des Oldenburgisch -Ostfriesischen Wasserverbandes sichergestellt.  

12.2  Strom-und Gasversorgung  

Die Strom-und Gasversorgung wird durch Anschlüsse an das Versorgungsnetz 
der Energieversorgung Weser-Ems AG hergestellt.  

12.3  Löschwasserversorgung  

Die Löschwasserversorgung des Baugebietes ist durch einen 
vorhandenen Unterflurhydranten im Einmündungsbereich der 
Gemeindestraßen „An der Johanniskirche / Wiesenstraße“ 
sichergestellt.  

12.4  Oberflächenentwässerung  

Das Plangebiet liegt im Verbandsgebiet des Entwässerungsverbandes Aurich. 
Belange der Oberflächenentwässerung sind durch die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr.: 304 nur in geringem Umfang betroffen. Das Plangebiet ist 
mit rd. 0,24 ha Flächenausdehnung relativ klein und die überplanten Flächen sind 
bereits  
z. T. bebaut. Die Entwässerung des Plangebiets erfolgt über einen geplanten 
Grenzgraben. Dieser wird über einen Regenwasserkanal an einen vorhandenen 
Hauptregenwassersammler, der mit einem Durchmesser von 800 mm im 
Straßenraum der Gemeindestraße „An der Johanniskirche“ verlegt ist, 
angeschlossen. Eine Drosselung des Regenwasserabflusses aus dem Plangebiet 
ist nicht erforderlich. Eine Versickerung des Oberflächenwassers ist aufgrund des 
in der Regel hohen Grundwasserstandes im Plangebiet nicht in nennenswertem 
Umfang möglich.  

Einzelheiten der geplanten Oberflächenentwässerung sind dem entsprechenden 
Planentwurf des Büros Dr. Schlichting / Dr. Ermel aus Aurich zu entnehmen. 
Dieser Entwurf ist beim Fachdienst Stadtentwässerung der Stadt Aurich einsehbar 
und wird der Unteren Wasserbehörde des Landkreises Aurich parallel zu dieser 
Bauleitplanung vorgelegt.  
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12.5  Schmutzwasserabführung  

Das geplante Baugebiet wird über die zentrale Schmutzwasserkanalisation an 
die zentrale Kläranlage der Stadt Aurich im Ortsteil Haxtum angeschlossen.  

12.6  Abfallentsorgung  

Die Abfallentsorgung ist gemäß der geltenden Satzung des Landkreises 
Aurich geordnet.  

12.7  Immissionsschutz  

Im Plangebiet wird der schalltechnische Orientierungswert der DIN 18005 von 55 
dB(A) tags und 45 dB(A) nachts laut Lärmprognose Des Landesamtes für 
Ökologie eingehalten bzw. unterschritten. Die Festsetzung von 
Schallschutzmaßnahmen ist somit nicht erforderlich. 

 

13.     Archäologie 

Bei Erdarbeiten im Plangebiet sind laut Kartierung der Ostfriesischen Landschaft / 
Archäologische Landesaufnahme keine archäologischen Funde zu erwarten. 
Sollten bei Erdarbeiten dennoch archäologische Funde wie Tongefäßscherben, 
Holzkohleansammlungen, Schlacken oder auffällige Bodenverfärbungen zu Tage 
treten, sind die Funde der Unteren Denkmalschutzbehörde der Stadt Aurich, dem 
Landkreis Aurich oder der Ostfriesischen Landschaft Abteilung Archäologische 
Landesaufnahme zu melden. Bodenfunde sind wichtige Quellen für die 
Erforschung der Ur-und Frühgeschichte und unterstehen als Bodendenkmale den 
Schutzbestimmungen des Nds. Denkmalschutzgesetzes, wonach sie 
meldepflichtig sind. Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der 
Unternehmer.  

 
 

    14.  Städtebauliche Zahlenwerte  
 
   

 Bebauungsplan Nr.: 304 
Allgemeine Wohnbauflächen 0,15 ha 
Verkehrsflächen 0,07 ha 
Verkehrsfläche bes. Zweckbest. 0,01 ha 
Wasserflächen 0,01 ha 
Summe Plangebiet 0,24 ha 

 
 
 

 

15. Verfahrensvermerke  

 Das Plangebiet erfüllt die Anforderungen des § 13a, Abs.1, Nr.: 1 des 
 Baugesetzbuches. Der Bebauungsplan Nr.:304 wird daraufhin als Bebauungsplan 
 der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren aufgestellt.  

Von einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Behörden und 
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sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3, Abs. 1 und § 4, Abs. 1 
Baugesetzbuch wurde im Rahmen des vereinfachten Verfahren nach Maßgabe 
des § 13, Abs. 2, Nr.: 1 Baugesetzbuch abgesehen. Der Öffentlichkeit wurde in 
der Zeit vom 28. 06. bis 09. 07. 2010 Gelegenheit gegeben sich beim Fachdienst 
Planung der Stadt Aurich über die vorliegende Bauleitplanung zu informieren. 
Dieser Termin wurde in der örtlichen Presse bekannt gemacht. Parallel dazu 
wurden die betroffenen Behörden anhand der Übersendung von 
Vorentwurfsplanungen über die Bauleitplanung informiert.  

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr.: 304 hat gemäß § 3 Abs. 2 
Baugesetzbuch zusammen mit der Planzeichnung in der Zeit vom 15.03.2011 
bis 18.04.2011 im Rathaus der Stadt Aurich öffentlich ausgelegen.  

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch erfolgte parallel in schriftlicher Form. Die 
Planunterlagen wurden über das Internet zur Verfügung gestellt. Auf Wunsch 
wurden die Entwürfe der Planunterlagen den Beteiligten in schriftlicher Form 
zur Verfügung gestellt.  

Aufgrund mehrerer Stellungnahmen, die im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung eingegangen sind, wurde der Bebauungsplan überarbeitet. Die 
Planänderungen betrafen die Grundzüge der Planung, sodass eine 2. 
Auslegung erforderlich wurde. Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 304 
(2. Auslegung) hat gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch zusammen mit der 
Planzeichnung in der Zeit vom 23.05.2012 bis 29.06.2012 erneut im 
Rathaus der Stadt Aurich öffentlich ausgelegen.  

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch erfolgte parallel in schriftlicher Form. Die 
Planunterlagen wurden über das Internet zur Verfügung gestellt. Auf 
Wunsch wurden die Entwürfe der Planunterlagen den Beteiligten in 
schriftlicher Form zur Verfügung gestellt.  

Aurich, den  

Der Bürgermeister  

Windhorst  

Diese Begründung hat dem Rat der Stadt Aurich zusammen mit dem als Satzung 
beschlossenen Bebauungsplan Nr. „304“ in der Sitzung am                   vorgelegen. 

Aurich, den  

Der Bürgermeister  

Windhorst  


